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Der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
am 21. März 1973 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Hai dinger und die Richter Claßen, Mormann,
Dr. Hiddemann und Hoffmann

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den Beschluß 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 26. September 1972 wird auf Kosten 
des Beklagten und Beschwerdeführers zurück­
gewiesen.

G r ü n d e  :

Der erstinstanzliche Prozeßbevollmächtigte des Be­
klagten , Rechtsanwalt EBB in mBBB» beauftragte 
mit Schreiben vom 31* Mai 1972 die beim Oberlandesge­
richt Hamm zugelassenen Rechtsanwälte Dr« BBBBB 
u.a. mit der Einlegung der Berufung gegen das am 5.Mai 
1972 zugestellte Urteil des Landgerichts Arnsberg vom 
23« März 1972. Das mit den Handakten von Rechtsanwalt 
E | 0 a i n  2. Juni 1972 zur Post gegebene Schreiben 
ging am 7. Juni 1972 bei den Rechtsanwälten Dr. BBIB- BB u.a. ein. Diese legten am gleichen Tage Berufung 
ein und beantragten am 8. Juni 1972 unter Glaubhaftma­
chung des geschilderten Sachverhalts, dem Beklagten 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäu­
mung der Berufungsfrist zu erteilen.
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Das Berufungsgericht wies mit dem angegriffenen 
Beschluß den Wiedereinsetzungsantrag zurück und ver­
warf die Berufung des Beklagten, Die hiergegen ge­
richtete sofortige Beschwerde ist zulässig, aber un­
begründet.

Denn Rechtsanwalt EflHBhat nicht die äußerste, 
den Umständen nach angemessene und ihm zumutbare Sorg­
falt gewahrt. Nach der Entscheidung des VII. Zivilse­
nats des Bundesgerichtshofs in BGHZ 50, 82 muß ein 
Rechtsanwalt, der einen anderen Rechtsanwalt brieflich 
mit der Einlegung eines Rechtsmittels beauftragt, inner­
halb der Rechtsmittelfrist insbesondere dann überwachen, 
ob das Auftragsschreiben bei dem beauftragten Rechtsan­
walt eingegangen ist, wenn der Auftrag kurz vor Frist­
ablauf erteilt wurde. Auch nach Auffassung des be­
schließenden Senats hat ein Rechtsanwalt den Eingang des 
Auftrags, ein Rechtsmittel einzulegen, zu überwachen, 
wenn unter den gegebenen Umständen die Gefahr, daß ln 
den wenigen Tagen bis zum Ablauf der Frist irgend et­
was nicht in Ordnung geht, groß ist und infolgedessen 
eine besondere Sorgfalt und Vorsicht geboten ist (BGH 
Beschluß vom 22. März 1972 - VIII ZB 10/72 « LM ZPO 
§ 233 (Fc) Nr. 36 » NJW 1972, 1047). Darauf, daß der be­
schließende Senat in einem früheren Urteil geringere An­
forderungen an die Überwachungspflicht eines Rechtsan­
walts gestellt hatte (BGH Urteil vom 19. April 1967 
- VIII ZR 46/65 - NJW 1967, 1567), durfte sich Rechts­
anwalt EflHpnicht verlassen. Er mußte vielmehr nach 
der in der amtlichen Sammlung veröffentlichten Entschei­
dung des VII. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs damit 
rechnen, daß nunmehr ein strengerer Maßstab an die Über­
wachungspflicht hinsichtlich der Rechtsmittelfrist an­
gelegt werden würde.
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u
Rechtsanwalt E f l P  durfte daher entgegen der 

Auffassung der Beschwerde nicht darauf vertrauen, daß 
der am Freitag, dem 2. Juni 1972 mit den Handakten 
als Paketpost aufgegebene Rechtsmittelauftrag am Mon­
tag, dem 5. Juni 1972 bei den Rechtsanwälten Dr.B^- 
f l H P u . a .  in Hamm eingehen werde* Er hatte bei der 
Kürze der Zeit und des in diese Zeit fallenden Wochen­
endes den Ablauf der Rechtsmittelfrist zu überwachen 
und mußte daher am Montag, dem 5. Juni 1972 sich ver­
gewissern, daß der Berufungsauftrag bei den Rechtsan­
wälten Dr* u.a* eingegangen war* Hätte er
an dem genannten Tage bei diesen Rechtsanwälten ange­
rufen, dann hätte sich herausgestellt, daß sie den Be­
rufungsauftrag nicht erhalten hatten. Auf den Anruf 
hin hätte noch fristgerecht Berufung eingelegt werden 
können.
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Da mithin kein unabwendbarer Zufall i.S. des § 233 
ZPO vorliegt, war die sofortige Beschwerde kostenpflich­
tig zurückzuweisen.

Dr, Haidinger Claßen Mormann

Dr. Hiddemann Hoffmann
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